
STREIT 4 / 2000 

Marina Abramovic: Dragon Vert, 1990 

ne, dass C. diese Angaben über das Nuckeln am Pe­
nis, wie sie im Sachverständigengutachten schriftlich 
niedergelegt worden sind, gemacht habe, wenn sie 
das Band selbst gehört habe. 

C.s Mutter hat die Bandaufnahme gehört. Sie war 
nicht in der Lage, die Aussage ihres Kindes wahrzu­
nehmen, hinzuhören und den Inhalt aufzunehmen. 
Auch die Übersetzung hat hierzu nicht beigetragen. 
Die einzige Reaktion der Mutter auf die Bandaufnah­
me war Abwehr und die Behauptung, das habe man 
C. eingeredet. 

Da.Frau M. zum anderen auch mehrfach betont 
hat, dass sie ihrem Mann glaube und dass die gegen 
ihn erhobenen Vorwürfe haltlos seien, muss das Ge­
richt leider auch davon ausgehen, dass die Mutter 
auch künftig nicht in der Lage sein wird, C. vor den 
Übergriffen des Vaters zu schürzen. Die Haltung der 
Mutter in ihren schriftlichen Äußerungen und insbe­
sondere auch in der mündlichen Verhandlung, die 
auf Nichtwahrnehmung und Abwehr (anhaltendes 
Kopfschütteln, abwehrende Handbewegungen, pro­
testierende Äußerungen, als die Aussage des Kindes 
vorgespielt wurde) gerichtet war, läßt nicht erken­
nen, dass die Mutter zukünftig C.s Klagen ernst neh­
men und das Kind vom Vater dauerhaft fernhalten 
oder den Vater an Übergriffen hindern wird. 

Da die Kindeseltern zudem in ihrer vollends leug­
nenden Haltung auch keine Kompromißlinie erken­
nen lassen, die eine Kooperation zwischen ihnen und 
dem Jugendamt erlauben würde, reicht eine Ein­
schränkung des Sorgerechts, etwa in Bezug auf das 
Aufenthaltsbestimmungsrecht, vorliegend nicht aus. 
Da für C. eine Erziehungsstelle gefunden werden, der 
Alltag organisiert werden muss, Einschulung, mögli­
che therapeutische Behandlung, finanzielle Unter­
stützungsleistungen aller Art organisiert werden 
müssen, ist das Sorgerecht vollständig zu entziehen, 
um die notwendigen Entscheidungen und Maßnah­
men treffen zu können. 
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Urteil 
OLG Düsseldorf,§§ 1004, 823 1 BGB, 
1004, 823 II BGB i.V.m. § 186, 185 StGB 
Kein Anspruch des Täters auf Widerruf 
von Äußerungen über sexuelle Gewalt 

Es besteht ein berechtigtes Interesse, im Familien­
kreis, in einer Psychotherapie oder im gerichtlichen Ver­
fahren Außerungen über erlebte sexuelle Gewalt zu ma­
chen, auch wenn diese nicht bewiesen ist. Der als Täter 
genannte hat keinen Ampruch au/Widerruf oder Scha­
demersatz. 
Urteil des OLG Düsseldorf v. 15.3.00-5U116/99-

Zum Sachverhalt: 
Die Parteien sind Geschwister. Die Beklagte war längere Zeit 

in psychologischer Behandlung. Im Rahmen dieser Behandlung 
glaubte sie sich daran zu erinnern, daß der Kläger sie im Alter zwi­
schen vier und sechs Jahren vergewaltigt habe. Ihren dahingehen­
den Verdacht äußerte sie im Familienkreis. Der Beklagte hat be­
hauptet, die von der Beklagten aufgestellte Behauptung sei un­
wahr. Erstinstanzlich hat der Kläger Widerruf und Unterlassung 
der Behauptung sowie Zahlung eines Schmerzensgeldes bean­
tragt. Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt sowie Wider­
klage auf Widerruf und Unterlassung der Behauptung, sie würde 
unwahre Tatsachen behaupten, erhoben. Das Landgericht hat 
Klage und Widerklage abgewiesen und die Kosten zu 56 Prozent 
dem Kläger und zu 44 Prozent der Beklagten auferlegt. 

Der Kläger hat Berufung eingelegt. Das Berufungsgericht hat 
die Beerufung zurückgewiesen und die Kostenentscheidung da­
hingehend abgeändert, daß der Kläger die Kosten insgesamt zu 
tragen hat. 

Aus den Gründen: 
Die Berufung ist nicht begründet. 
1. Der Kläger hat gegen die Beklagte keinen An­

spruch nach§§ 1004, 823 I BGB bzw.§§ 1004, 823 
II i.V.m. § 186, 185 StGB auf Widerruf der behaup­
teten Äußerung der Beklagten, da es sich bei der Äu­
ßerung der Beklagten gegenüber ihrer Schwester, wo­
von das Landgericht zutreffend ausgegangen ist, um 
eine privilegierte Äußerung gehandelt hat. 

Es kann dahinstehen, ob die Beklagte die streitige 
Behauptung aufgestellt oder nur nachgefragt hat, ob 
ihr Verdacht gerechtfertigt sei, und ob die Behaup­
tung unwahr ist. Eine solche Äußerung der Beklagten 
gegenüber ihrer Schwester war, selbst wenn sie so ge­
fallen und unwahr wäre, nicht rechtswidrig, da sie im 
engsten Familienkreis gemacht worden ist. 

Nach der Rechtsprechung ist ein dem Ehrschutz 
entzogener Freiraum für Beschuldigungen der engste 
Familienkreis (BGHZ 89, 198, 203 ( = NJW 1984, 
1104; NJW 1993, 525, 526). Äußerungen im engsten 
Familienkreis stellen deswegen ähnliche Fälle i.S. des 
§ 193 StGB dar und sind damit nicht rechtswidrig 
(Senat, NJW 1974, 1250). Grund hierfür ist, daß der 
engste Kreis der Familie für die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit besondere Bedeutung hat. Jeder muß 
die Möglichkeit haben, sich mit seinen engsten Ver-

maritthiede
Rechteck



180 

wandten, insbesondere mit denen, mit denen er zu­
sammenlebt, ohne jede Rücksichtnahme auf andere 
frei auszusprechen, ohne sich in einem Gerichtsver­
fahren rechtfertigen zu müssen (BGH NJW 1993, 
525, 526; Senat, a.a.O.; Wenzel, Das Recht der Wort­
und Bildberichterstattung. 4. Aufl. 1994, Rz. 10.20). 
Da es sich bei der Zeugin, gegenüber der die Beklagte 
die Behauptung widerrufen soll, um die Schwester der 
Parteien handelt, hat die Beklagte die Äußerung im 
engsten Familienkreis gemacht. Es kommt dabei 
nicht darauf an, daß die Beklagte mit ihrer Schwester 
nicht zusammenwohnt. Denn Offenheit und gegen­
seitiges Vertrauen ist zwischen nahen Angehörigen 
unentbehrlich (vgl. Senat, a.a.O.) und deswegen un­
abhängig davon privilegiert, ob die Familienangehöri­
gen in einem Haushalt leben oder nicht. 

2. Der Kläger hat gegen die Beklagte des weiteren 
keinen Anspruch auf Unterlassung dieser Äußerung 
gegenüber dritten Personen gern. §§ 823 I, 1004 
BGB, §§ 823 II BGB i.V.m. §§ 186, 185 StGB, da 
insoweit schon keine Wiederholungsgefahr besteht. 

a) Materielle Anspruchsvoraussetzungen für ei­
nen Unterlassungsanspruch ist die objektive ernstli­
che Besorgnis weiterer Störungen, wobei eine voran­
gegangene rechtswidrige Verletzung in der Regel eine 
tatsächliche Vermutung für die Wiederholungsge­
fahr begründet (Palandt-Bassenge, BGB, 59. Aufl. 
2000, § 1004, Rz. 29). Eine rechtswidrige Verlet­
zungshandlung der Beklagten durch Äußerungen ge­
genüber Dritten ist von dem Kläger jedoch nicht dar­
gelegt worden. 

aa) Die Äußerungen der Beklagten gegenüber ih­
rer Schwester und ihrer Mutterunterfallen unzwei­
felhaft den Äußerungen im engsten Familienkreis 
und sind damit aus den oben genannten Gründen 
nicht rechtswidrig. Es kann deswegen auch dahinste­
hen, ob die Schwestern der Beklagten ihrerseits die 
Äußerungen Dritten gegenüber wiederholt haben. 

Soweit der Kläger behauptet, die Mutter habe von 
der Äußerung durch eine lautstarke Unterhaltung 
vor dem Haus erfahren, ergibt sich hierdurch nicht, 
daß dritte Personen von dieser Äußerung erfahren 
haben oder auch nur die konkrete Erstbegehungssge­
fahr bestanden hat, daß dritte Personen außer der 
Mutter diese Behauptungen mithören konnten. 

66) Unstreitig hat die Beklagte auch ihrem dama­
ligen Lebensgefährten Mitteilung von der streitigen 
Äußerung gemacht, wobei lediglich streitig ist, ob sie 
ihm vor Klageerhebung (so der Kläger) oder erst nach 
der Klageerhebung (so auch die Beklagte) hiervon er­
zählt hat. Dies kann dahinstehen, da auch eine Äuße­
rung gegenüber dem Lebensgefährten zu den privile­
gierten Äußerungen zählt, wobei ebenfalls dahinste­
hen kann, ob die Beklagte mit ihrem Lebensgefähr­
ten, wie sie behauptet, verlobt ist oder war. 
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Während die Rechtsprechung Äußerungen im 
engsten Familienkreis privilegiert (BGHZ 89, 198, 
204), wird in der Literatur auch diskutiert, Äußerun­
gen im engsten Freundeskreis in den Freiraum mit­
einzubeziehen (Wenzel, a.a.O. Rz. 10.20, BGHZ 89, 
199, 204 m.w.N.). Zum engen Familienkreis zählt, 
wenn man darauf abstellt, welchen Personen ein 
Zeugnisverweigerungsrecht zusteht, auch ein Verlob­
ter, da ihm nach§ 52 I Nr. 1 StPO ein Zeugnisver­
weigerungsrecht zusteht, nicht jedoch ein Lebensge­
fährte. Gleichwohl ist die Einbeziehung eines Le­
bensgefährten in den ehrschutzfreien Raum geboten, 
auch wenn die Einbeziehung der engsten Freunde 
schon im Hinblick auf Abgrenzungsschwierigkeiten 
in der Regel ausscheidet (Senat, OLGR 1992, 134). 
Denn das Recht, sich ohne Rücksicht auf eventuelle 
rechtliche Konsequenzen aussprechen zu können, 
folgt aus der Menschenwürde und dem Persönlich­
keitsschutz (Wenzel a.a.O.). Für die freie Entfaltung 
der Persönlichkeit, für die eine solche Aussprache 
wichtig ist, hat dabei nicht nur der engste Familien­
kreis, sondern gerade die Beziehung zu einem Le­
bensgefährten besondere Bedeutung. Diese Bezie­
hung wird in der Regel enger sein, als die zu Ge­
schwistern und unterscheidet sich von einer Bezie­
hung, in der es zu einem Verlöbnis gekommen ist, 
meist nur dadurch, daß das Eheversprechen fehlt. Im 
Hinblick darauf, daß in der heurigen Gesellschaft 
Verlobungen eher selten sind, hingegen die Zahl der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften ständig an­
steigt, erscheint es geboten, einen Lebensgefährten zu 
dem privilegierten Kreis zu zählen. Auch wird gerade 
ein Lebensgefährte, wie auch Familienangehörige 
(vgl. Senat, NJW 1974, 1250), besser als ein Außen­
stehender beurteilen können, was von der Wahrheit 
oder Unwahrheit einer Äußerung im Familienkreis 
zu halten ist. 

Da der Lebensgefährte der Beklagten zu dem pri­
vilegierten Kreis gehört, gegenüber dem sie sich aus­
sprechen darf, kommt es auch nicht darauf an, ob 
sich der Kläger seinerseits dem Lebensgefährten der 
Beklagten freundschaftlich verbunden fühlt oder 
nicht. 

cc) Die Tatsache, daß die Beklagte dem behan­
delnden Psychologen gegenüber die Behauptung der 
Vergewaltigung geäußert haben soll, ist ebenfalls nicht 
rechtswidrig. Unbestritten hat die Beklagte wegen 
psychischer Schwierigkeiten eine Behandlung bei ei­
nem Psychologen in Form einer Gesprächstherapie 
gemacht. Der Erfolg einer solchen Therapie ist davon 
abhängig, daß der Patient auch rückhaltlos seine Erin­
nerungen schildert, selbst wenn diese nicht zutreffend 
sein sollten. Denn Aufgabe der Gesprächstherapie ist 
es nicht nur, Verdrängtes bewußt zu machen, sondern 
auch, durch die Gespräche zu klären, ob es sich bei 
den geweckten Erinnerungen um „echte" Erinnerun-
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gen handelt oder um sog. Pseudoerinnerungen. Denn 
nur dann ist es möglich, dem Patienten bewußt zu 
machen, wo die Probleme liegen und Lösungen zu su­
chen. Äußerungen, die im Rahmen einer Behandlung 
gegenüber einem Psychologen gemacht werden, stel­
len damit die Wahrnehmung berechtigter Interessen 
des Patienten dar. Da der behandelnde Psychologe zu­
dem der Schweigepflicht unterliegt, ist auch nicht zu 
?.esorgen, daß die von einem Patienten gemachten 
Außerungen an dritte Personen gelangen, die nicht 
der Schweigepflicht unterliegen. 

dd) Schließlich war es auch nicht rechtswidrig, 
daß die Beklagte im Rahmen der Auseinanderset­
zung mit dem Kläger gegenüber ihren Prozeßbevoll­
mächtigten diese Äußerung wiederholt hat. Denn 
auch das Gespräch mit dem eigenen Anwalt ist vom 
straf- und zivilrechtlichen Ehrenschutz frei, soweit es 
unter dem Schutz des Berufsgeheimnisses steht (Se­
nat, NJW 1974, 1250). 

b) Ein Unterlassungsanspruch kann auch dann 
gegeben sein, wenn eine Erstbegehungsgefahr be­
steht (Palandt. Bassenge, a.a.O., § 1004 Rz. 29). Der 
Kläger hat jedoch keine konkreten und nachprüfba­
ren Tatsachen dafür vorgetragen, daß die Beklagte 
beabsichtigt, die Äußerungen Dritten gegenüber zu 
machen, die nicht zum engsten Kreis der Familie ge­
hören. Vielmehr spricht das bisherige Verhalten da­
für, daß die Beklagte darauf geachtet hat, daß diese 
Behauptung nicht über den Kreis ihrer Familie hin­
ausdringt. 

3. Da die Äußerungen der Beklagten ungeachtet 
ihres Wahrheitsgehalts nicht rechtswidrig ist, ist auch 
kein Raum für einen Schmerzensgeldanspruch nach 
§ 847 BGB. Denn auch dieser setzt eine rechtswidri­
ge und schuldhafte Verletzung des Persönlichkeits­
~echts voraus. Das Ziel der Privilegierung, sich für 
Außerungen im Familienkreis nicht gerichtlich ver­
antworten zu müssen, würde zudem unterlaufen, 
wenn es möglich wäre, über die Geltendmachung ei­
nes Schmerzensgeldanspruches wegen einer angebli­
chen schweren Persönlichkeitsverletzung eme ge­
richtliche Überprüfung zu erzwingen. 

4. Dem Kläger steht auch kein Anspruch auf Wi­
derruf oder Unterlassung der von der Beklagten im 
Schriftsatz vom 28.5.1998 erhobenen Behauptung 
zu. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird zu­
nächst auf die zutreffenden Gründe der landgericht­
lichen Entscheidung Bezug genommen (§ 543 I 
ZPO). Äußerungen, die der Rechtsverteidigung in 
einem Gerichtsverfahren dienen, können in aller Re­
gel nicht mit Ehrenschutzklagen abgewehrt werden 
(allgemeine Meinung; u.a. BGH NJW 1992, 1314, 
1315). Eine Ausnahme kann in Betracht kommen, 
wenn eine Partei leichtfertig Behauptungen aufstellt, 
deren Unhaltbarkeit ohne weiteres auf der Hand 
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liegt, wenn die verletzende Behauptung offensicht­
lich ohne jeden inneren Zusammenhang mit der 
Ausführung oder Verteidigung von Rechten steht 
(Wenzel, a.a.O. Rz. 10.23). Dies ist hier nicht der 
Fall, da die Behauptung der Beklagten im Zusam­
menhang mit der Behauptung stand, der Vorwurf der 
Vergewaltigung sei zutreffend, und zur Unterstüt­
zung ihres Vortrags, es sei zu sexuellen Übergriffen 
gekommen, aufgestellt worden ist. 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 I 
ZPO. 

Eine Abänderung der Kostenentkheidung erster 
Instanz von Amts wegen, auf Anregung der Beklag­
ten ist veranlaßt. 

Auch wenn die Widerklage vom Landgericht we­
gen der Identität des Streitgegenstandes mit einem 
Streitwert von Null DM angesetzt worden ist, hat das 
Landgericht grundsätzlich das teilweise Unterliegen 
der Beklagten korrekterweise in der Kostenentschei­
dung nach § 92 I ZPO berücksichtigt. Ausgehend 
von dem von dem Senat festgesetzten Streitwert ers­
ter Instanz ergibt sich dann jedoch ein nur geringfü­
giges Unterliegen der Beklagten (etwa 1,7 %), das 
nicht zu einem Gebührensprung geführt hat, weswe­
gen die Kosten des Rechtsstreits erster Instanz in vol­
ler Höhe nach§ 92 II ZPO dem Kläger auferlegt wer­
den können. 

Mitgeteilt von RAin Gudrun Kerncke, Wuppertal 
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